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A. Einleitung und Gang der Untersuchung

Mit Beschluss vom 31.7.2007 nahm die 1. Kammer des Ersten Senats des
Bundesverfassungsgerichts die Verfassungsbeschwerde eines privaten Rundfunk-
veranstalters nicht zur Entscheidung an, mit welcher dieser sich gegen die Zutei-
lung einer Rundfunkfrequenz an ein sog. Lernradio der Universität Freiburg/Br.
wendete.1 In apodiktisch anmutender Kürze verneint das Gericht in dieser Ent-
scheidung eine Verletzung der Rundfunkfreiheit2 aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 2. Var.
GG. Das Grundrecht enthalte zwar das Gebot der Staatsfreiheit des Rundfunks;
dieses sei aber bei einer Rundfunkveranstaltung durch Hochschulen nicht ver-
letzt, wenn das gesendete Programm thematisch den gesetzlichen Aufgaben der
Hochschule entspreche, da die Hochschulen in diesem Bereich eine durch die
Wissenschaftsfreiheit3 gem. Art. 5 Abs. 3 2. Alt. GG geschützte Eigenständig-
keit genössen, die das verfassungsrechtlich gebotene Maß an Staatsfreiheit des
Rundfunks gewährleiste.4

Dieser Beschluss, der von manchen Autoren als Beleg für die „Erosion“ des
Gebots der Staatsfreiheit des Rundfunks angesehen wird,5 bewegt sich im Grenz-
bereich zweier grundrechtlicher Garantiegehalte – die zudem beide eine erheb-

1 BVerfGK 11, 478 ff. Vorangegangen war ein Beschluss des VGH Mannheim vom
26.2.2007 – 1 S 2317/06 – und ein Beschluss des VG Stuttgart vom 22.9.2006 – 1 K
3004/06. Parallel zum Verfahren der Frequenzzuweisung strengte der Beschwerdeführer
ebenfalls unter Berufung u. a. auf das Gebot der Staatsfreiheit des Rundfunks ein Nor-
menkontrollverfahren gegen die Nutzungsplanverordnung an, in der die streitige Fre-
quenz ausgewiesen war; vgl. VGH Mannheim, ZUM 2007, 231 (238 f.), und nachge-
hend BVerwG, ZUM-RD 2007, 438 ff.

2 Eigentlich Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk. Angesichts der – durch
die einheitliche Meinungsbildungsrelevanz aller Programmformen in der Sache veran-
lasste – Ausweitung des grundrechtlichen Schutzbereichs auf alle Programmformen
durch BVerfGE 12, 205 (260), hat sich aber der Begriff der Rundfunkfreiheit eingebür-
gert, weil eine Abschichtung zwischen „berichterstattendem“ und „unterhaltendem“
Rundfunk nicht mehr erforderlich ist. Kritische Stimmen hierzu – etwa Hochhuth, Mei-
nungsfreiheit, S. 294 ff.; Bettermann, DVBl. 1963, 41 (41) – haben sich im Ergebnis
nicht durchsetzen können. Näher zur Begründung des einheitlichen Schutzbereichs etwa
Herzog, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 5 I, II, Rn. 200 ff.

3 Auch hier spricht das Grundgesetz eigentlich von Freiheit der Wissenschaft, For-
schung und Lehre. Wie noch zu zeigen sein wird, stehen diese Gewährleistungen aber
in innerer Interdependenz, wobei die Garantie der Wissenschaft das Verständnis der bei-
den Gewährleistungen von Forschung und Lehre prägt. Aus diesem Grund ist es üblich
geworden, einheitlich von Wissenschaftsfreiheit zu sprechen; vgl. dazu an dieser Stelle
nur Stern, in: ders., Staatsrecht IV/2, S. 738 f.

4 BVerfGK 11, 478 (481 f.); ähnlich früher bereits Stender-Vorwachs, Staatsferne,
S. 196.



liche objektiv-rechtliche „Aufladung“ erfahren haben:6 der Rundfunkfreiheit auf
der einen, der Wissenschaftsfreiheit auf der anderen Seite. Besonderes Interesse
erregt der Beschluss aber auch deswegen, weil er das Gebot der Staatsfreiheit des
Rundfunks gerade in einer Konstellation für nicht verletzt erklärt, in der sich eine
staatliche Hochschule anschickte, eine Zulassung als private Rundfunkveranstal-
terin zu erlangen. Staatliche Hochschulen stehen jedoch – abhängig von der kon-
kreten Ausgestaltung im Hochschulrecht der Länder – zumeist als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts – mitunter auch als oder getragen von Stiftungen des
öffentlichen Rechts – und häufig als zugleich staatliche Einrichtungen in vielfäl-
tigen und vielschichtigen rechtlichen Beziehungen zum jeweiligen Land, die es
fraglich erscheinen lassen, ob das Diktum des Bundesverfassungsgerichts über
den konkreten Streitfall hinaus verallgemeinerungsfähig ist oder nicht angesichts
seiner pauschalen Formulierung zu undifferenziert ausfällt, um diesen Beziehun-
gen hinreichend Rechnung zu tragen.

Diese Frage stellt sich auch und gerade deshalb, weil die staatlich verantwor-
tete, strukturell verselbstständigte Organisation wissenschaftlicher Hochschulen
für die individuelle Wissenschaftsfreiheit von ambivalentem Wert ist, indem sie
dem Einzelnen einerseits Freiheitsgewinne durch institutionalisierte Staatsferne
verspricht, andererseits neue, hoheitlich wirkende Freiheitsgefährdungen für das
Individuum durch Entzug von Entscheidungskompetenzen im eingerichteten
Wissenschaftsbetrieb auslösen kann; dem entspricht es, dass die am organisierten
Wissenschaftsbetrieb einer Hochschule beteiligten Subjekte nicht alle in der Stel-
lung als Grundrechtsträger angesprochen werden, sondern dass vielmehr inner-
halb der verselbstständigten Hochschulorganisation für einzelne Rechts- und Rol-
lenpositionen funktionale Zurechnungsleistungen zu erbringen sind.7 Die staat-
lichen Hochschulen erscheinen so nicht als rechtliche Monolithe; vielmehr
können Mitglieder – und Angehörige – der Hochschulen diesen gegenüber und
gegenüber ihren Untergliederungen Grundrechte geltend machen, während die
Hochschulen und ihre Untergliederungen selbst gegenüber der unmittelbaren
Staatsverwaltung durch die Wissenschaftsfreiheit geschützt sind.8 Die Hochschu-
len, ihre Untergliederungen und teilweise auch die Mitglieder der Hochschulen
erscheinen also als Grundrechtsberechtigte und – als Hoheitsträger – Grund-
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5 Vor allem P. M. Huber, FS Bethge, S. 497 (505 f., 509 f.); dem Gericht zustimmend
hingegen Degenhart, K&R 2008, 214 (219); Gersdorf, AfP 2008, 259 (261 f.).

6 Vgl. Kempen, in: Hartmer/Detmer, Hochschulrecht, Kap. 1, Rn. 37; Dörr, Verw-
Arch 92 (2001), 149 (154 f.).

7 Dazu allgemein Gärditz, Hochschulorganisation, S. 296; Rupp, AöR 101 (1976),
161 (193); letztlich geht es dabei um die Frage nach der Bedeutung grundrechtlicher
Positionen im Verhältnis zu mediatisierter staatlicher Gewalt, vgl. dazu etwa Di Fabio,
VVDStRL 56 (1997), 235 (253).

8 Vgl. statt vieler Kempen, in: Hartmer/Detmer, Hochschulrecht, Kap. 1, Rn. 28;
Kimminich, in: Flämig u. a., HdbWissR I, S. 122; Stern, in: ders., Staatsrecht IV/2,
S. 789 f.



rechtsverpflichtete zugleich; in diesem Zusammenhang ist treffend von einer
„janusköpfigen Grundrechtssituation“ gesprochen worden.9

Dem Gebot der Staatsfreiheit des Rundfunks wird dann der pauschale Verweis
auf die Grundrechtsträgerschaft der staatlichen Hochschule nicht gerecht; viel-
mehr bedarf es einer differenzierten Betrachtung der Hochschulstrukturen. Eine
differenzierte Antwort für den von Hochschulen, ihren Untergliederungen und
Mitgliedern betriebenen Rundfunk (Hochschulrundfunk)10 erscheint außerdem
angezeigt, weil der den Hochschulen zukommende Grundrechtsschutz „ganz im
Dienst der individuellen Freiheiten“ der an ihr wissenschaftlich Tätigen steht,
sodass es „die grundrechtliche Freiheit der in ihr zusammengeschlossenen Perso-
nen [ist], die sich in der grundrechtsgeschützten Freiheit der juristischen Person
[Hochschule] widerspiegelt“.11 Würden nun allein die öffentlichen Aufgaben der
Hochschule als juristischer Person zum Anknüpfungspunkt für die Staatsfreiheit
des Hochschulrundfunks gemacht, so würde dahinter der einzelne Grundrechts-
träger unzulässigerweise zum Verschwinden gebracht, die Grundrechtsträger-
schaft entindividualisiert und würden die einzelnen Rechtspositionen innerhalb
der Hochschule überspielt.12

In der Literatur wurde die vom Bundesverfassungsgericht für den Einzelfall
beantwortete Frage nach der rechtlichen Fähigkeit von Hochschulen, ihren Unter-
gliederungen und Mitgliedern, als Rundfunkveranstalter zu agieren, bislang al-
lenfalls am Rande behandelt.13 Die – soweit ersichtlich – einzige Arbeit – von
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9 So etwa von Starck, in: v. Mangoldt/Klein/ders., GG, Art. 5 III, Rn. 409; Stern, in:
ders., Staatsrecht IV/2, S. 790; Schmidt-Aßmann, FS Meusel, S. 217 (224 f.); ders., FS
Thieme, S. 697 (702 f.). Dieser Umstand spricht für Diercks, Zulassung, S. 109, gegen
die Zulassungsfähigkeit staatlicher Hochschulen als Rundfunkveranstalter.

10 Soweit sich nicht eine Differenzierung aus der Sache heraus als notwendig erweist,
soll im Folgenden für die Veranstaltung von Rundfunk durch die Hochschule, ihre Un-
tergliederungen oder Mitglieder der Begriff des „Hochschulrundfunks“ verwendet wer-
den. Dabei ist jedoch stets zu bedenken, dass dieser Begriff nur der sprachlichen Ver-
einfachung dienen, nicht aber bereits den Untersuchungsgegenstand beschränken soll.

11 Beide Zitate bei Kempen, in: Hartmer/Detmer, Hochschulrecht, Kap. 1, Rn. 29.
12 Vgl. Gärditz, Hochschulorganisation, S. 297; allgemeiner zu dieser Gefahr neuer

Bestrebungen im Wissenschaftsbereich Kempen, in: Hartmer/Detmer, Hochschulrecht,
Kap. 1, Rn. 30; Geis, VVDStRL 69 (2010), 364 (394).

13 So etwa von Degenhart, in: Dolzer u. a., BK, Art. 5 I, II, Rn. 725; Jarass, Freiheit
des Rundfunks, S. 41; Gersdorf, Staatsfreiheit, S. 110 f.; Schuster, Meinungsvielfalt,
S. 148; Stender-Vorwachs, Staatsferne, S. 196. Umfangreicher ist hingegen die Literatur,
die sich mit der umgekehrten Situation befasst, also der Veranstaltung von Bildungssen-
dungen des tertiären Bildungssektors durch öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten.
Diese Entwicklung, die unter den Schlagworten „Funkkolleg“ und „(Fern-)Studium im
Medienverbund“ Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre kurzzeitig auch Gegen-
stand juristischer Debatte war, ist hingegen mit dem Scheitern eines entsprechenden
Staatsvertrags weitgehend zum Erliegen gekommen. Sie wird daher hier nur am Rande
eine Rolle spielen. Eine übersichtliche Darstellung der damaligen Entwicklung und Li-
teraturnachweise findet sich bei Stock, Funktionsgrundrecht, S. 256 ff.


